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Sehr geehrter Damen und Herren, 

der BTB Thüringen, Gewerkschaft für Technik und Naturwissenschaft im öffentlichen Dienst, 
nimmt wie folgt Stellung zu o.g. Gesetzentwurf. 

A. Problem und Regelungsbedürfnis und D. Kosten 

Der BTB Thüringen unterstützt nicht die Forderung nach den notwendigen Personalkostenre-
duzierungen auf Grund der genannten Gründe. Im Gegenteil, wir müssen im öffentlichen 
Dienst (ÖD) einen Personalaufbau betreiben, um auch im europäischen Maßstab mithalten 
zu können. In der Europäischen Union gibt nur noch Rumänien weniger Geld für die Be-
schäftigten am Bruttoinlandsprodukt bezogen aus als Deutschland. In Deutschland arbeiten 
10,6 % aller Beschäftigten im  OD,  die Skandinavier sind hier Spitzenreiter, wobei selbst die 
Industriestaaten wie die USA, GB und Frankreich bis zu 21 % aller Beschäftigten im  OD  ar-
beiten. Der  OD  hat seit 1991 bis 2016 insgesamt über 900.000 Stellen abgebaut. 
Personalkosten zu reduzieren in dem eine Strukturreform durchgeführt wird, bei der man al-
lerdings vergisst die Aufgaben näher zu beleuchten bzw. Arbeitsprozesse anzupassen, wird 
nicht dem Anliegen gerecht. Dieser Prozess ist nicht sinnvoll, zumal es Unruhe unter den Be-
schäftigten stiftet. Ein Personalabbau auf Grund demographischer Entwicklungen durch zu 
führen ohne auch nur ansatzweise Aufgaben zu reduzieren, funktioniert auf die Dauer nicht 
und überlastet die „arbeitende" Beschäftigungsgruppe. Das funktioniert möglicher weise bei 
einzelnen Behörden, deren Mitarbeiter an eine gewisse Anzahl von Bürgern betreut, aber 
nicht bei Fachbehörden, die sich beispielsweise um bestehende Gebäude kümmern müssen. 
Denn auch Gebäude mit weniger Beschäftigten bedürfen einer Betreuung. 
Mit der aktuellen Reformüberlegung wird gegen die Einräumigkeit (§ 12 ThürGFVG) versto-
ßen bzw. ist nicht umsetzbar. Es werden zwar (so das Papier) Hierarchieebenen abge-
schafft, aber gleichzeitig Zentralisierungen vorgenommen, die eine örtliche Zuständigkeit 
deutlich erschweren. Diesbezügliche Erfahrungen haben gezeigt, dass Bürgernähe verloren 
geht und der ländliche Raum noch weiter abgekoppelt wird. 
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Es wird zwar beschrieben, dass die Aufgabenkritik eine Daueraufgabe ist, in der tagtäglich 
gelebten Praxis ist davon aber nichts zu merken. Auch bei den derzeitigen Reformbemühun-
gen wird dieser Aspekt völlig außen vor gelassen. Es werden Bereiche zusammengefasst 
(die vielleicht logisch auch zusammen gehören), deren zukünftige Zusammenarbeit wird aber 
nicht geregelt. Es fehlen konkrete Vorstellungen, wie die zukünftige Behörde die notwendige 
Aufgabe sinnvoll und wirtschaftlich erbringen soll. Selbst wenn der Behördenleiter einen 
Stamm aus Fachpersonal hat, wird es auf Grund der Größe und nicht ausreichend geregel-
ten Zuständigkeiten nicht funktionieren (oder so funktionieren wie bisher — mit dem Ergebnis, 
dass die Nutzerzufriedenheit noch weiter sinkt und die Aufgabenerfüllung nicht mehr gege-
ben ist). Mit der Reform wird vieles nicht vereinfacht und es findet auch keine Deregulierung 
statt. 
Von einer Verwaltungsreform muss es eine Aufgabenkritik geben. Das die Änderung einer 
Organisationseinheit auch Änderungen auf der Arbeitsebene mit sich bringen, erscheint lo-
gisch. In der Regel kommen im Arbeitsbereich immer mehr Aufgaben hinzu, ohne dass ein 
wesentlicher Teil entfällt. Kapazitäten werden nicht wirklich frei, zumal mit der Stellenabbau-
problematik bei gleicher Arbeitsorganisation die Belastung jedes Einzelnen steigt. Die Krank-
heitszahlen steigen und auch die Rate der „innerlich gekündigten" Beschäftigten wird immer 
größer. Das Problem ist, dass Abläufe nicht ausreichend gut organisiert sind und sich im 
Laufe der Zeit „eingeschliffen" haben. Die Erkenntnis, dass an verschiedenen Orten zum sel-
ben Thema viele Organisationsressourcen verbraucht werden, ist ein Schritt in die richtige 
Richtung. Ob die Zentralisierung zur Behebung dieses Problems jedoch der richtige Weg ist, 
bleibt zu ergründen. Es wäre wichtig, einmal gewonnene Prozessüberlegungen überall da, 
wo es Sinn macht, zu vereinheitlichen und darauf zu achten, dass sie dort eingehalten wer-
den. Gleichzeitig muss eine Art  Controlling  dafür sorgen, dass notwendige Prozessanpas-
sungen geschehen bzw. Änderungen (da wo es nicht klappt) umgesetzt werden. 

Das eine Änderung der Struktur auch Kosten verursacht ist nachvollziehbar. Es erschließt 
sich jedoch nicht, warum die Reform durchgeführt werden soll, wenn nicht bekannt ist, ob sie 
hinterher etwas bringt. Wenn die Reform glücken soll, muss ich mir im Vorfeld ein Bild der 
möglichen Veränderung machen. Das setzt voraus, dass ich den alten und neuen Prozess 
kenne und daraus die gewünschte Aussage ableiten kann. Das wäre zumindest der An-
spruch an eine Reform. Von einer wissenschaftlichen Herangehensweise an das Thema ist 
nichts zu spüren. Es hat den Anschein, dass da gewürfelt wird und dass sich die Beschäftig-
ten, die keine Aufstiegschancen haben, damit dann zufrieden geben. Es bleibt unbenommen, 
dass eine Reform aufwendig und nicht leicht umzusetzen ist. Das auch mit Widerständen zu 
rechnen ist und manche Maßnahmen unpopulär sind. 
Auch festzustellen, dass die Kosten einmalig sind, wird nicht geteilt. 

B. Lösung 

Infrastruktur und Landwirtschaft 

Im Geschäftsbereich des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft (TMIL) werden die 
Ämter für Landentwicklung und Flurneuordnung (ÄLF) aufgelöst. Die ÄLF als eine der weni-
gen Behörden mit Bündelungsfunktion für die Entwicklung der ländlichen Räume in Thürin-
gen soll nach 27 Jahren ihres Bestehens zukünftig in unterschiedlichen Landesämtern auf- 
gehen. • 
Der BTB ist der Meinung, dass eine integrierte Ländliche Entwicklung nur aus einer Hand 
möglich ist. Durch diese Trennung werden strategische und politische Konzeptionen aufge-
geben, die sich in den zurückliegenden Jahrzehnten als positiv für die Entwicklung der ländli-
chen Räume in Thüringen aufgezeigt haben. 
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Mit den Mitteln der Integrierten ländlichen Entwicklung tragen sie zur zukunftsorientierten 
Entwicklung der ländlichen Räume bei. Dorferneuerung und Dorfentwicklung, LEADER, Flur-
bereinigung, Revitalisierung von Brachflächen und ländliche Infrastrukturmaßnahmen gehö-
ren in eine Hand. Wer gleiche Lebens-, Wohn-, Arbeits- und Erholungsbedingungen in allen 
Landesteilen schaffen will und eine stabile und zukunftsfähige öffentliche Daseinsvorsorge 
herstellen will, sollte nicht auf die Idee kommen bewährtes abzuschaffen. Experimente mit 
funktionierenden Verwaltungsstrukturen im ländlichen Raum werden sich bitter rächen. Über 
viele Jahre wurde der ländliche Raum vernachlässigt, die Großstädte erblühten und in den 
Dörfern schloss eine Schule nach der anderen, die Ärzte gingen, die Läden schlossen und 
der Nahverkehr existiert nur noch rudimentär. Eine sinnvolle Maßnahme wäre gewesen die 
ÄLF zu stärken und Ihnen weitere Aufgaben zuzuweisen die den ländlichen Raum in Thürin-
gen zukunftsfähig entwickeln. 

Erster Teil 
Artikel 1 und 2 

Die Abschaffung des Widerspruchverfahrens bei der Denkmalschutzbehörde wird nicht un-
terstützt. Dem Bürger bleibt dann nur der Klageweg, was auch auf Seiten der Behörde hö-
here Kosten mit sich bringt. Es wird auch weiterhin für die notwendige Erstellung von Gut-
achten für Gerichte, zahlreiches Fachpersonal zur Verfügung gestellt werden müssen. Der 
langfristige Einspareffekt ist nicht abschätzbar. 
Durch die Vorverfahren werden zahlreiche Widersprüche zurückgezogen. Der zeitliche Auf-
wand für die Vorverfahren ist gegenüber der Erstellung von Gutachten für die Gerichte signi-
fikant geringer. Durch die Abschaffung der Widerspruchsverfahren werden die Verwaltungs-
verfahren extrem verlängert, was nicht zur Bürgerfreundlichkeit beiträgt. 

Zweiter Teil 
Artikel 4 

Die Änderung der Besoldungsordnung, die ausschließlich zugunsten des höheren Dienstes 
vollzogen wird, weil neue, größere Behörden geschafft werden, wird nicht mitgetragen. Die 
Beamten bis zum höheren Dienst und die TV-L Beschäftigten werden davon ausgeschlos-
sen I 

Vierter Teil 
Artikel 40 

§ 5 Übergang für Gleichstellungsbeauftragte 

Die vorgeschlagene Übergangsregelung für die Gleichstellungsbeauftragten wird abgelehnt. 
Mit der vorgeschlagenen Regelung werden Wichtungen der Gleichwertigkeit der Gleichstel-
lungsbeauftragten vorgenommen, die nicht nachvollziehbar erscheinen. 
Daher sollte in Anlehnung an § 32 (1) S. 3 ThürPersVG ein Übergangsmandat bis zur Neu-
wahl die Änderung beinhalten. Gerade in der Übergangszeit kann eine notwendige Vertre-
tung durch die Gleichstellungsbeauftragten in den bisherigen Dienststellen als notwendig er-
weisen. Hier können Probleme direkt vor Ort bis zur Neuwahl geklärt und besprochen wer-
den. 
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§8  

Dieser § ist ersatzlos zu streichen. Von Seiten des TMIL wurde in Informationsveranstaltun-
gen die Standortgarantie gegeben. Dies ist mit Hinblick auf eine bürgerfreundliche Verwal-
tung in der Fläche weiterhin zu gewährleisten. Fachbehörden ohne den örtlichen Bezug 
Schaden der Entwicklung des Freistaates Thüringen. 

Artikel 48 

Zu Nummer 1 

Das bisher bewährte Verfahren sollte aufgrund der positiven Erfahrungen beibehalten wer-
den. Es gibt wenige Verwaltungsverfahren in Deutschland die eine direkte Einflussnahme 
der Beteiligten wie im Flurbereinigungsgesetz vorsieht und die in Anhörungsterminen den 
Bürgern die Möglichkeit einräumt ihre Bedenken vorzubringen. 

Zu Nummer 2 bis Nummer 6 

Die hier als sehr verwaltungsaufwändige Form beschriebene Spruchstelle hat bisher bewirkt, 
dass zahlreiche Widersprüche nicht vor dem Oberverwaltungsgericht behandelt werden 
mussten. Es erfolgt somit nur eine Verlagerung auf die Verwaltungsgerichtsbarkeit, was zu 
einem erhöhten Aufkommen an Verwaltungsgerichtsverfahren führen wird. 
Durch die Vorverfahren werden zahlreiche Widersprüche zurückgezogen. Der zeitliche Auf-
wand für die Vorverfahren ist gegenüber der Erstellung von Gutachten für die Gerichte signi-
fikant geringer. Dies trägt nicht zur Bürgerfreundlichkeit bei. 

Fazit: 
Insgesamt ist nicht erkennbar, inwieweit diese Verwaltungsreform dazu beitragen sollte, die 
öffentliche Verwaltung zukunftsfest zu machen. Hier wird der zweite Schritt vor dem ersten 
gemacht. Im Ergebnis wird sich die öffentliche Verwaltung mehr mit sich selbst beschäftigen. 
Das ist weder dem Bürgern des Freistaates Thüringen noch den Beschäftigten der Thüringer 
Landesverwaltung vermittelbar. 
Unbestritten ist die Notwendigkeit eine Verwaltungsmodernisierung. Bevor man bestehende 
Strukturen in den Blick nimmt, sollten erst einmal andere Baustellen angegangen werden. 
U.a ist die Abschaffung der Referendarausbildung und Anwärterausbildung zu überdenken. 
Der Forderung aus Permanent die Verwaltungsreform "... so zu gestalten, dass die staatli-
che Dienstleistungsorientierung, die Bürgernähe sowie die Sicherung einer zukunftsfähigen 
und nachhaltigen Entwicklung des Freistaats stets im Mittelpunkt der Zielbestimmung jedes 
Reformprozesses bleiben.", wird vom BTB unterstützt und sollte nicht nur ein Floskel sein. 

Der BTB Thüringen bittet um Prüfung und Berücksichtigung der Anregungen und Hinweise. 

Mit freundlichen Grüßen 

Frank Schönborn 
Landesvorsitzender BTB Thüringen 
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